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Kongress Grundeinkommen 
Bedingungslos und existenzsichernd: Das 
Grundeinkommen als Menschenrecht! 


Universität Basel, Rechte für alle Menschen sichern Grundeinkommens zu fördern. beitsnachweis und ohne Ar- 


5.-7. Oktober 2007 


Die sozialen Sicherungssysteme 
in Westeuropa sind seit jeher sehr 
eng an die Erwerbsarbeit gebun- 
den. Diese Systeme sind vor dem 
Hintergrund einer hohen Arbeits- 
losigkeit und der Verbreitung pre- 
kärer Beschäftigungsverhältnisse 
unter Druck geraten. Die Befür- 
worter eines bedingungslosen 
Grundeinkommens (BGE) setzen 


Einkommen 
ein, 


sich für eine Entkoppelung von 
und Erwerbsarbeit 
um grundlegende soziale 


Freitag, den 5. Oktober 2007 


17.00-18.00 : 

Eröffnung des Kongresses durch 
Prof. Ueli Mäder (Basel) und 
Statements zur sozialen Situa- 
tion in Deutschland, Österreich 
und der Schweiz 


18.15-20.30: 

Das BGE - realistischer Vorschlag 
oder Utopie ? 

Podium mit den Veranstalte- 
rInnen des Kongresses: Ronald 
Blaschke (D), Erick Kitzmüller 
(A), Albert Jörimann (CH), Wer- 
ner Rätz (D), Klaus Sambor (A), 
Peter Streckeisen (CH) 


zu können. 


Im Oktober 2005 fand in Wien der 
erste deutschsprachige Grundein- 
kommens-Kongress mit grossem 
Erfolg statt. Die Verbindungen, 
die damals entstanden sind, führ- 
ten dahin, dass nun der zweite 
Grundeinkommens-Kongress in 
der Universität Basel veranstaltet 
werden kann. 

Das Ziel ist es, eine länderüber- 
greifende, öffentlichkeitswirk- 
same und wissenschaftlich fun- 
dierte Debatte über Fragen des 
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Akteure für das Grundeinkommen 
sollen sich vernetzen, Interessier- 
te sich in dieser Materie kundig 
machen und SkeptikerInnen sich 
zu Wort melden können. 


Unter einem Grundeinkommen 

verstehen wir, dass es: 

e existenzsichernd ist, im Sinne 
der Sicherung einer gesell- 
schaftlichen Teilhabe 

e einen individuellen Rechtsan- 
spruch darstellt 

e bedingungslos (z.B. ohne Be- 
dürftigkeitsprüfung, ohne Ar- 


GRUNDEINKOMMENS-KONGRESS 


5. E15 7%. OKTOBER 2007 IN BASEL 


Programm 


Samstag, den 6. Oktober 2007 


9.30-11.30 und 13.00-15.00: 
Workshops (jeweils vormittags 
und nachmittags) 

I: Systeme der sozialen Siche- 
rung in Europa, Entwicklung in 
Richtung BGE-Modelle 

Il: Arbeitsmarkt, Beschäftigungs- 
politik und Grundeinkommen 

III: Finanzierungsmöglichkeiten 
von Grundeinkommen 

IV: Erwerbsarbeit als Zentrum 
vs. Formen nicht erwerbsarbeits- 
zentrierter Vergesellschaftung 
V: Sozialpolitik als Infrastruktur- 
politik (nur vormittags) 

VI: Nutzung des BGE-Begriffs 
in verschiedenen Diskursen (nur 
nachmittags) 


15.30-16.30: 

Grosses Vernetzungstreffen 
17.00-19.00 (im Volkshaus) : 
Das BGE : Politische Perspekti- 
ven. Podium mit Vertreterlnnen 
von Erwerbsloseninitiativen 
Anne Allex (D), Ingrid Wagner 
(D), Avji Sirmoglu (CH), u. a. 


20.00-22.00 (im Volkshaus): 

Das BGE : Diskussion in Partei- 
en und Gewerkschaften. Podi- 
um mit Urs Müller-Walz (vpod, 
Basel), Balthasar Glättli (Grüne, 
Zürich), Katja Kipping (Die Linke, 
D), Mag Wompel (Labournet, D) 
und Maria Vassilakou (Grüner 
Klub, Wien). 


beitsverpflichtung) 
e und an alle Menschen in einer 
Gesellschaft ausbezahlt wird. 


Das bedingungslose existenzsi- 
chernde Grundeinkommen ersetzt 
nicht den Sozialstaat ! 

Der Kongress wird organisiert 
durch attac und die Netzwerke 
Grundeinkommen aus Deutsch- 
land, Österreich und der Schweiz. 


Alle Informationen und detaillier- 
tes Programm unter: 
www.grundeinkommen2007.org 


Sonntag, den 7. Oktober 2007 


10.00-12.00 : 

Das BGE - ein Menschenrecht ! 
Podium mit Prof. Peter Ulrich (St. 
Gallen), Prof. Ueli Mäder (Basel), 
Prof. Denise Buser (Basel), Prof. 
Franz Segbers (D), Alex Demiro- 
le (DIL.NE E: 


12.00-13.00: 

Die politische Umsetzung des 
BGE. Initiativen in den drei Län- 
dern. 


>>> Neue Nummer von Sand 





Kontakt 


Auf einen Artikel reagieren? 
Einen Text zur Veröffentli- 
chung vorschlagen? Bei at- 
tactuell mitmachen? 

Gerne! Kontaktadresse: 
attactuell@attac.org, oder 
über eine der drei Deutsch- 
schweizer attac-Sektionen: 


attac basel, Postfach, 4002 
Basel, basel@attac.org 
attac bern, 

Postfach 520, 3000 Bern 9, 
bern@attac.org 

attac zürich, 

Postfach 7674, 8023 Zürich, 
zurich@attac.org 


Wer sich für die Mitarbeit in 
einer attac-Sektion interes- 
siert oder auch einfach ein- 
mal reinschauen möchte, ist 
jederzeit herzlich willkom- 
men. Infos über geplante 
Termine und Sitzungen sind 
bei den Gruppen erhältlich. 
Bis bald! 


An dieser Nummer haben 
sich beteiligt: 

Marco Büchel, Roman Künz- 
ler Michel Pellaton, Peter 
Streckeisen, Karin Vogt 


Sand im Getriebe, der elektroni- 
sche Rundbrief der internationa- 
len Attac-Bewegung, ist in der 
60. Ausgabe erschienen. Inhalt : 
«Die Ohnmacht ist vorbei» - Nach 
EEE dem doppelten Erfolg der grossen 

RER Mobilisierung zum G8-Treffen in 
Die Onach stvassı Rostock/Heiligendamm werden 
ee Analysen zur Auswertung ge- 
boten, u.a. von Thomas Seibert, 
Ulrich Brand, Peter Wahl, Alex 
Demirovic, Walden Bello, HJ Krys- 
manski, Martin Khor, Lo Sze Ping. 
Es folgen Berichte, Eindrücke und 
Kontroversen zur Rolle von Attac 
bei den G8-Protesten u.a. von 
mehreren Attac-Gruppen und 


internationaler deutschsprachiger Rundbrief der ATTAC-Bewegung (06.07.2007) 


Sand im Getriebe 60 


1117.pdf-Version unter ktion: sig@attac.de 


























Partenariat 


WIDERSPRUCH 
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Beiträge zu 
sozialistischer Politik 





Ungleichheit, Ausgrenzung 
und soziale Gerechtigkeit 


Globale Ungleichheit; Neue Klassengesellschaft, 
soziale Spaltung, Prekarität, Geschlechterfrage; 
Neue Unterschicht, Klasse der Lohnabhängigen, 
Streiks und soziale Kämpfe; Frauen und Pflege- 
arbeit; Schulische Selektion, Lebenslanges Lernen; 
Agrotreibstoff gegen Ernährungssouveränität 





E. Altvater, K.Dörre, I. Lenz, R.Levy, D.Oesch, 
W. Eberle / H.Schäppi, V.Pedrina / H.Hartmann, 
G.Notz, E.Hug, I.Langemeyer, R.Sonderegger 


Grundeinkommen / Mindestlohn 





A.Gorz: Seid realistisch - verlangt das Unmögliche 

M.R.Krätke: Grundeinkommen - Sozialstaatsersatz 
A. Rieger / H. Baumann: Mindestlohnpolitik 

A. Sirmoglu / P.Streckeisen: Kapitalistische Utopie? 
W. Vontobel: Rettet die Marktwirtschaft ! 





236 Seiten, Fr. 25.- (Abonnement Fr. 40.-) 
zu beziehen im Buchhandel oder bei 


WIDERSPRUCH, Postfach, 8031 Zürich 
Tel./Fax 044 273 03 02 
ANATATTANTTel-Tejelgttei Pte 1] 


vertrieb@widerspruch.ch 





im Getriebe >>> 


von Werner Rätz, Pedram Shay- 
har, Katja Kipping, Verdi Jugend, 
Christine Buchholz, Dorothea 
Härlin, Peter Strutinski. Tarik Ali 
untersucht die Rolle der Nato in 
Afghanistan, Attac-D unterstützt 
den Aufruf zum Abzug deutscher 
Truppen aus Afghanistan. 


Sand im Getriebe dokumentiert 
wichtige Debatten und Attac- 
Themen. Der Rundbrief kann auf 
Papier bestellt oder elektronisch 
runtergeladen werden unter 
www.attac.de/aktuell/rundbriefe/ 
sig/index.php 


6. Okt: SVP nicht willkommen 


| [177 0 2:77 8:7, 17 
Uhr in Bern 


6. Oktober ab 1 


ganz FEST GEGEN RASSISMUS 


Reden - Info - Aktionen 


WITT = 1 
Infos folgen auf www.das-schwarze-schaf.ch 





[I Ich möchte mehr Informatio- 
nen über ATTAC 


Anmeldung 


[] Ich möchte regelmässig über Name: 
die Aktivitäten und Themen 


von ATTAC informiert werden 1£lefon: 


Strasse/Nr.: 
PLZ/Ort: a 


[] Ich möchte Mitglied werden 
(und werde als Mitglied au- 
tomatisch regelmässig infor- 
miert) Jahresbeitrag für Ver- 
dienende CHF 50.-, für Nicht- 
verdienende CHF 25.-. 


E-mail: 


Einsenden an: Attac Basel, Postfach, 4002 Basel 
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>>> Problematisch: Die Haltung der 
Gewerkschaften und traditionellen Linken zum 
bedingungslosen Grundeinkommen >>> 


Interview mit Mag Wompel, 
Labournet, zur aktuellen Rolle 
der Gewerkschaften und insbe- 
sondere ihrem Verhältnis zum 
bedingungslosen Grundeinkom- 
men, erschienen im Newslet- 
ter des Netzwerkes Grundein- 
kommen Nr. 9 vom November 
2006. Mag Wompel ist eine 
der RednerInnen am Grundein- 
kommenskongress, der vom 5. 
bis 7. Oktober 2007 in Basel 
stattfindet (Programm: www. 
grundeinkommen2007.org). Die 
hier abgedruckte Version wur- 
de gekürzt ; der Text in voller 
Länge ist verfügbar auf: www. 
labournet.de/diskussion/arbeit/ 
existenz/gewerkschaft.html. 
(Red.). 


Als Mitverantwortliche von La- 
bournet und Vertreterin kritischer 
Positionen zum strategischen Ver- 
halten der Einheitsgewerkschaf- 
ten giltst Du als eine der Spreche- 
rinnen der Gewerkschaftslinken. 
Bereits 1999 hast Du in einem viel 
beachteten Beitrag «Fetisch Arbeit 
und die Gewerkschaftslinke» eine 
sukzessive Schwächung der Positi- 
on der Gewerkschaften gegenüber 
dem Arbeitgeberlager festgestellt. 
Unter anderem hattest Du das an 
derErosion der Flächentarifverträ- 
ge und faulen Kompromissen, die 
die sich inflationär vermehrenden 
betrieblichen Bündnisse für Arbeit 
eingegangen sind oder eingehen 
mussten, festgemacht. Zum Bei- 
spiel hinsichtlich der sogenannten 
Flexibilisierung der Arbeitszeit, 
Streichung und Kürzung diverser 
Zuschläge und Sonderzahlungen 
wie Urlaubs- und Weihnachts- 
geld, Umwandlung von Voll- in 
Teilzeitjobs, die Zustimmung zur 
Ausweitung von befristeten Ar- 
beitsverträgen und vieles mehr. 
Wie siehst Du die Situation sieben 
Jahre später ? Ist es den Gewerk- 
schaften gelungen, das Ruder he- 
rumzureissen und den Spielraum 
für eine positive Gestaltung der 
Arbeitswelt auszuweiten ? 


Mag Wompel: Vom «Ruder her- 
um reissen» kann keine Rede sein, 
vielmehr werden den Gewerk- 
schaften und besonders ihren ar- 







beitenden Mitgliedern - wie durch 
das Lohnabstandsgebot auch den 
erwerbslosen - die Folgen dieser 
erpresserischen Standortverträge 
nun immer massiver um die Oh- 
ren gehauen. 


Diese betrieblichen Bündnisse 
für Arbeit und die sog. Standort- 
sicherungsverträge - die bisher 
keinen einzelnen Standort lang- 
fristig sichern, dafür aber dras- 
tisch verbilligen konnten - sind 
jedoch nicht das eigentliche Übel, 
sondern nur ein Symptom. So wie 
Gewerkschaften eigentlich ge- 
gründet wurden, um die Konkur- 
renz der Lohnabhängigen auf dem 
Arbeitsmarkt zu minimieren, so 
müssten sie im gleichen Interesse 
bestrebt sein, die Erpressbarkeit 
der (noch ?) beschäftigten Lohn- 
abhängigen zu minimieren. Die- 
se Erpressbarkeit basiert auf der 
hartnäckigen Legende, Lohnarbeit 
sei alternativlos als Mittel zur 
Existenzsicherung. Ausdruck und 
Folge dieser Legende ist, dass um 
Lohnarbeit regelrecht gebettelt 
(und bei Panasonic sogar gehun- 
gert) wird, auch wenn sie längst 
keine Existenz, geschweige eine 
komfortable, sichern kann. 


Je weniger diese Legende bröckelt 
und je weniger Arbeitsplätze es 
gibt, umso grösser ist die Abhän- 
gigkeit und damit Erpressbarkeit 
der Lohnabhängigen. 


DAS LEREN IST EIN‘ 
NERTEILDUNGSKAMPFI 






Als Alternative zur erfolglosen 
Arbeitspolitik mit dem Ziel Voll- 
beschäftigung wird jetzt immer 
häufiger das Konzept des bedin- 
gungslosen Grundeinkommens 
genannt. Dieses Konzept beruht 
auf einem anderen Gerechtig- 
keitsprinzip : Der Reichtum war 
niemals zuvor so gross wie zur 
Zeit. Es ist gesellschaftlich erar- 
beiteter Reichtum, den sich weni- 
ge angeeignet haben. Da die Pro- 
duktivität unermesslich ansteigt, 
der Gesellschaft die Erwerbsarbeit 
zunehmend ausgeht, sollten die 
Menschen selbst darüber ent- 
scheiden können, ob sie auf der 
Grundlage eines bedingungslosen 
Grundeinkommens lieber zu Hau- 
se bleiben, sich einer gesellschaft- 
lich sinnvollen Tätigkeit widmen, 
oder - um sich mehr leisten zu 
können - einer Erwerbsarbeit 
nachgehen wollen. Hier wird die 
Perspektive Freiheit und Selbst- 
bestimmung dieser Diskussion 
deutlich. Inzwischen setzen sich 
fast alle in Politik und Wirtschaft 
mit dieser Forderung auseinander, 
zumal die soziale Sicherung über 
den Arbeitsplatz durch deren Ab- 
bau ad absurdum geführt wird, die 
gesellschaftliche Realitätsich ver- 
ändert hat, dass auch das zweite 
Prinzip der sozialen Sicherung des 
Sozialstaates, die Familiensiche- 
rung über den männlichen Ernäh- 
rer, überholt wurde. Ausgerechnet 
die SPD und die Gewerkschaften 
lehnen diesen neuen Ansatz pau- 


schal ab. Sind sie damit gut bera- 
ten und können sie der Diskussion 
auf Dauer ausweichen ? Was muss 
geschehen, um die traditionelle 
Arbeiterbewegung und die Ge- 
werkschaften für das Thema bGE 
zu öffnen ? 


Mag Wompel: Eingangs wurde 
mein alter Artikel «Fetisch Arbeit 
und die Gewerkschaftslinke» an- 
gesprochen und er ist leider nach 
wie vor hochaktuell. Während 
das Kapital den Faktor Arbeit als 
notwendiges Übel und einen zu 
minimierenden Kostenfaktor be- 
trachtet, hatte sich die traditi- 
onelle Arbeiterbewegung leider 
entschieden, anstatt das Grund- 
übel der ausgebeuteten, krank- 
machenden Lohnarbeit zu be- 
kämpfen, aus der Not eine Tugend 
zu machen. Der Stolz der Arbeiter 
beruht zurecht auf dem Wissen, 
alle lebensnotwendigen Waren 
zu schaffen. Statt zu einem be- 
rechtigten Selbstbewusstsein zu 
führen und die Sache selbst in 
die Hand zu nehmen, wurde aber 
nicht die Quelle des Stolzes («Alle 
Räder stehen still, wenn Dein 
starker Arm es will»), sondern das 
Mittel Arbeit - und zwar auch die 
Iohnabhängige - zum Fetisch er- 
hoben. Als verhängnisvoll erweist 
sich dabei, dass viel zu selten 
zwischen Arbeit, also einem zum 
Überleben des Menschen notwen- 
digen Tätigsein, und Lohnarbeit, 
als pervertiertem Sklaventum der 
Menschen, unterschieden wurde 
und wird. 


Eine allen gerecht werdende Ge- 
sellschaft würde m. E. die gesell- 
schaftlich notwendige Arbeit als 
ein eben notwendiges Übel be- 
trachten, unsere überhöht sie zum 
Selbstzweck. Auch hier ist es nicht 
die Gewerkschaftsbürokratie, die 
die Basis von der Revolution ab- 
hält. Viel zu viele der (noch?) «be- 
schäftigten» Menschen sehen es 
nicht ein, dass sie morgens auf- 
stehen, buckeln, sich erniedrigen 
lassen - und andere angeblich auf 
ihre Kosten faulenzen. 


Und je knapper diese verselb- 
ständigte Lohnarbeit wird, um 


>>> 


so weiter scheinen wir davon 
entfernt, dass die sich nach ih- 


rer Stammklientel richtenden 
Gewerkschaftsbürokratien das 
Lohnabstandsgebot angreifen 


oder konsequent für bessere Le- 
bensbedingungen der Erwerbslo- 
sen eintreten, obwohl schon dies 
allein im Sinne der Minderung der 
Erpressbarkeit im Interesse eben 
dieser Stammklientel sein müsste. 


Eine Änderung dieser Politik er- 
scheint mir nur dann als möglich, 
wenn die Legende von der an- 
geblichen Alternativlosigkeit der 
Lohnarbeit aufgegeben und ange- 
griffen wird. Denn genauso wenig, 
wie Lohnarbeit mittlerweile Exi- 
stenzsicherung garaniert, genau- 
so wenig erfüllt sie ihre ebenso 
angeblich alternative Aufgabe als 
Mittel der Anerkennung und Ver- 
gesellschaftung. Wer dem Fetisch 
Lohnarbeit anhängt, wird jedoch 
keine Alternativen sehen wollen. 


Einige dezidiert linke Sozialwis- 
senschaftler wie Rainer Roth 
warnen vor einer Spaltung des 
Arbeitnehmerlagers durch die GE- 
Diskussion. Schliesslich müssten 
die Erwerbstätigen das Nichtstun 
der anderen bezahlen. Ein Argu- 
ment, das vollkommen unzutref- 
fend erscheint, da Freiheit nur 
bei einem sehr kleinen Teil der 
Gesellschaft dazu führen würde, 
nicht nach gesellschaftlich sinn- 
bringender Tätigkeit zu suchen. 
Ausserdem werde der Kampf für 
einen gesetzlichen Mindestlohn 
durch ein wie eine flächendecken- 
de Lohnsubvention für alle wir- 
kendes Grundeinkommen (auch 
solcher, die eben nicht bedürftig 
sind) ad absurdum geführt. Wie 
real ist diese Spaltungsgefahr, 
und sind die Forderungen nach 
Mindestlohn und bGE wirklich un- 
vereinbar ? Vor allem, ist das nicht 
eine Diskussion, die in erster Linie 
zeigt, in wie erschreckender Form 
selbst Linke die Hegemonie der 
Erwerbsarbeit des Kapitalismus 
verinnerlicht haben ? 


Mag Wompel: Im Prinzip ist die 
Frage bereits beantwortet... Ich 
will es dennoch konkretisieren. 


1) Eine Spaltung des Arbeitneh- 
merlagers gibt es nur, weil sie 
durch das jetzige System der 
sozialen Sicherung und dessen 
Finanzierung - sofern es noch 
diesen Namen verdient - so 
angelegt ist. Dieses gilt es zu 
bekämpfen und nicht eine For- 
derung, die zum Ziel hat, die 
Erpressbarkeit der Lohnabhän- 
gigen zu mindern. 


Dennoch werden die aktuell un- 
terschiedlichen Interessensla- 
gen dadurch berücksichtigt, dass 
- zumindest in dem Konzept, das 
ich unterstütze - die Forderun- 
gen nach einen bedingungslosen 
Grundeinkommen, nach einem 
komfortablen (nicht 7,50 €/Std. !) 
Mindestlohn und einer radikalen 
Arbeitszeitverkürzung unabding- 
bar zusammengehören und sich 
gegenseitig ergänzen. 


2) Natürlich muss die linke Kritik 
am bedingungslosen Grund- 
einkommen ernst genommen 
werden und das LabourNet 
Germany widmet dem eine 
Sonderseite. Denn m. E. ver- 
treten die linken Kritiker an 
diesem Konzept mit dem oben 
ausgefühten «Fetisch Lohnar- 
beit» die grosse Mehrheit der 
Lohnabhängigen und stehen in 
der- wenn auch in diesem Fal- 
le unsäglichen - Tradition der 
Gewerkschaftsbewegung. 


od 
—— 


Dass diese Kritik ausgerechnet 
von durchaus kapitalismuskri- 
tischen Personen kommt, muss 
besonders ernst genommen 
werden, basiert aber in meinen 
Augen auf einem schlichten 
Missverständnis. 


Im Kapitalismus ist meines Erach- 
tens die Forderung nach einem 
bedingungslosen Grundeinkom- 
men überhaupt nicht durchsetz- 
bar. Dies liegt nicht nur an den 
aktuellen Kräfteverhältnissen, die 
eine reelle Tariferhöhung genauso 
schwer realisierbar machen wie 
ein repressionsfreies Grundein- 
kommen oder gar die Revolution. 
Vielmehr kann das Kapital bei 
Strafe seines Untergangs kein 


bedingungsloses Grundeinkom- 
men zulassen, da es auf die dis- 
ziplinierende und kostensenkende 
Wirkung der Lohnabhängigkeit 
und der damit verbundenen Kon- 
kurrenz auf dem Arbeitsmarkt an- 
gewiesen ist. 


Genau darin liegt in meinen Au- 
gen die Funktion dieser Forde- 
rung: Die Bedeutung der damit 
verbundenen Erpressbarkeit der 
Lohnabhängigen zu verdeutli- 
chen, über den Kapitalismus zu 
desillusionieren und Alternativen 
denkbar zu machen. 


So wie Hartz IV und Kombilöhne 
für das Kapital ein «Trojanisches 
Pferd» für die Akzeptanz «echter», 
subventionsfreier Niedriglöhne 
bedeutet, kann die Forderung 
nach einem - theoretisch pro- 
blemlos finanzierbaren - bedin- 
gungslosem Grundeinkommen 
für uns ein «Trojanisches Pferd» 
in der «Festung» neoliberaler Ide- 
ologie sein zur Denkbarkeit und 
Entwicklung antikapitalistischer 
Alternativen zur Lohnabhängig- 
keit. Sie eröffnet den Horizont für 
Überlegungen, was und wie, wie 
lange sowie zu welchem Lohn ich 
gerne arbeiten würde, wenn ich 
überhaupt den «Luxus» der Wahl 
hätte... Was undenkbar erscheint, 
kann nämlich nie zu einer For- 
derung, geschweige einem Ziel 
werden. 


In einer postkapitalistischen Ge- 
sellschaft hingegen würde die 
Produktion gesellschaftlich not- 
wendiger Güter ganz anders or- 
ganisiert werden. Wenn Entschei- 
dungen über Produkte, Arbeits- 
bedingungen und Arbeitszeiten 
kollektiv und solidarisch getroffen 
wie umgesetzt werden, besteht 
nicht die Gefahr, dass «freiwil- 
lig Erwerbslose» auf Kosten der 
«heroisch Arbeitenden» leben, 
was eine Sorge von Rainer Roth 
ist, die er irrtümlich auf die ak- 
tuelle kapitalistische Gesellschaft 
projiziert. Aktuell erarbeiten alle 
Arbeitenden und lohnabhängige 
Konsumenten das süsse Leben 
von wenigen, aber hoch geachte- 
ten «Nichtstuern». 





Mag Wompel 


Das entscheidende Ziel des bGE 
ist, Arbeit und Einkommen zu 
entkoppeln. Das führt zu einer 
Befreiung der Erwerbsarbeit, wie 
auch Befreiung von Erwerbsarbeit 
für die, die ihren Schwerpunkt auf 
andere Tätigkeiten setzen wollen. 
Bei beiden Folgen des GE stellt 
sich die Frage, ob sie den Kapita- 
lismus nicht transformieren wür- 
den. Der Kapitalismus ist an die 
Herrschaft der Produktionsbedin- 
gungen durch die Kapitaleigner 
und die Marktbedingungen ge- 
bunden. Weitgehende finanzielle 
Unabhängigkeit der Arbeitsan- 
bieter unterliefe die Bedingungen 
des Kapitalismus. Sie kämen in 
die Position, die Bedingungen der 
Arbeitssituation mitbestimmen 
zu können, nicht akzeptable Be- 
dingungen werden schlicht ab- 
gelehnt, da sie eben nicht mehr 
wirklich abhängig Beschäftigte 
wären. Langfristig würde sich 
auch die Frage stellen, was, zu 
welchen Bedingungen, produziert 
werden solle. Damit wären wir auf 
dem Weg, den Kapitalismus zu 
überwinden. Wie ist zu erklären, 
nimmt ein Unternehmer wie Götz 
Werner dies nicht als Gefahr für 
sein System wahr ? 


Mag Wompel: Auch wenn Götz 
Werner sich anders äussert als 
diejenigen, die ein Grundeinkom- 
men propagieren, um die längst 
aussortierten, nicht profitablen 
Menschen zu befrieden, damit 
das Kapital in Ruhe seine Arbeit 
machen kann, glaube ich nicht, 


dass er zu unseren Mlitstreitern zu 
zählen ist. Da er weder den Be- 
sitz an Produktionsmitteln, noch 
Privateigentum oder die Lohn- 
arbeit in Frage stellt, würde sein 
Finanzierungsmodell über eine 
drastische Mehrwertsteuer in der 
Tat dazu führen, dass die Lohnab- 
hängigen ausschliesslich das be- 
dingungslose Grundeinkommen 
finanzieren. Hier hätte Rainer 
Roth recht... Daher würde es mich 
freuen, wenn die linken Kritiker 
am Konzept mehr Energie in die 
Entlarvung der Ziele eines Götz 


Werner (und seiner esoterischen 
Hintergründe) investieren wür- 
den, da seine grosse Popularität 
uns sehr schadet. Das LabourNet 
Germany hat unlängst eine solche 
Rubrik «Kritik an Götz Werner 
eröffnet und bittet um fundierte 
Auseinandersetzung ! 

Zum Schluss. Welchen Weg müs- 
sen die Gewerkschaften nach Dei- 
ner Auffassung gehen, um neue 
Solidarisierungsprozesse zu ins- 
zenieren, insbesondere zwischen 
den Erwerbsarbeitslosen und den 
prekär Beschäftigten ? Wäre es, 


Antwort an economiesulisse: 


>>> Die Reichen zahlen 


der Durchschnitt >>> 


In den nächsten Monaten 
wird die Steuerkommission 
von ATTAC Schweiz, zusam- 
men mit den Lokalgruppen, 
aktiv Kampagne für eine 
solidarischere Steuerpolitik 
machen, sich gegen Steu- 
erwettbewerb und für die 
Abschaffung von Steuer- 
paradiesen stark machen. 
Mit Film, Broschüren und 
Vorträgen, möchten wir so 
viele Regionen wie mög- 
lich erreichen. Dazu brau- 
chen wir Ihre/deine Hilfe: 
Setzen Sie sich mit uns in 
Verbindung und helfen Sie 
mit eine Veranstaltung in 
Ihrer Gemeinde oder Ihrem 
Quartier zu organisieren 
(steuerreferendum @attac. 
org). 


Natürlich kostet diese Kam- 
pagne auch Geld: 
PC-17-450778-5. 
Herzlichen Dank für Ihre/ 
deine Unterstützung! 


In einer am 20. August publizier- 
ten Studie über die Finanzierung 
des Schweizer Staates (1), zeigt 
der Wirtschaftsverband econo- 
miesuisse auf, dass die Reichen 
am meisten zur Finanzierung des 
öffentlichen Haushaltes beitra- 
gen. So lautet eines der Resulta- 
te beispielsweise, dass die 20% 
reichsten Steuerzahlerlnnen 35% 
der Einkünfte ausmachen und so- 
gar 50%, wenn man die Firmen 
weg lässt und nur Einzelpersonen 
berücksichtigt (2). Die 20% Ärms- 
ten zahlen dementsprechend nur 
5, resp. 7%. Die Mittelklasse, d.h. 
60% der Bevölkerung, tragen 31, 
bzw. 43%o bei. 


Was die Studie von economie- 
suisse natürlich unterschlägt, ist 
dass die reichsten 20% in der 
Schweiz 45% der totalen Ein- 
künfte beziehen und das ärmste 
Quintil nur 7% (3). Dementspre- 
chend trägt die reichste Schicht 
proportional zu ihren Einkünften 
nicht entscheidend mehr zum 
Staatsbudget bei als die anderen 
Kategorien. Für jeden verdienten 


wenn dies nicht gelänge, nicht 
besser, die Einheitsgewerkschaf- 
ten weiter schrumpfen zu lassen, 
um ganz anders organisierte Ge- 
werkschaften aufzubauen ? 


Mag Wompel: Es steht nicht in 
unserer Macht, die Einheitsge- 
werkschaften schrumpfen zu las- 
sen, sie sorgen allerdings selbst 
dafür. Doch muss beachtet wer- 
den, dass nicht alle, die die Ge- 
werkschaften verlassen, sich eine 
kämpferischere Organisation der 
Lohnabhängigen wünschen, ge- 


Franken, zahlt einE ReicheR 33 
Rappen Steuern, einE ArmeR 30 
Rappen und jemand aus der Mit- 
telklasse 27 Rappen (4). 


Wenn man jetzt noch die Kosten 
der Krankenkassenprämien her- 
anzieht (die für alle gleich hoch 
sind und die economiesuisse in 
ihrer Studie seltsamerweise nicht 
wie andere obligatorische Abga- 
ben behandelt), stellt man fest, 
dass die Steuerlast der Reichsten 
proportional 10 - 15% tiefer ist 
als diejenige der ärmsten Bevöl- 
kerungsschicht! 


Diese kleine Rechnung legt of- 
fen, dass das Steuersystem kei- 
neswegs so solidarisch ist, wie 
uns die Unternehmervereinigung 
weismachen will. Nur eine pro- 
gressive Steuerskala, wie es bei 
der direkten Einkommenssteuer 
der Fall ist, kann eine wirkliche 
solidarische Verteilung der Steu- 
erlast garantieren. Die Einführung 
einer Flat Tax, die Erhöhung der 
Mehrwertsteuer, sowie die Sen- 
kung der Dividendenbesteuerung 


schweige daran aktiv mitarbeiten 
würden. Dafür glauben zu viele 
den genannten kapitalistischen 
Legenden, die Hand in Hand von 
Arbeitgebern, Politik und Gewerk- 
schaftsbürokratie Jahrzehnte lang 
in die Köpfe getragen wurden. 
Gegenaufklärung und Desillusi- 
onierung wären daher der erste, 
notwendige Schritt. Die Forderung 
nach einem repressionsfreien, be- 
dingungslosen Grundeinkommen 
in menschenwürdiger Höhe hat 
für mich darin - wie erläutert 
- eine wichtige Funktion. 


nicht mehr als 


führen hingegen in die entgegen 
gesetzte Richtung. Sie sind aso- 
zial und treiben die gesellschaft- 
liche Tendenz zur Entsolidarisie- 
rung weiter voran, eine Tendenz, 
die economiesuisse mit dieser 
Studie aktiv verschleiern will, um 
ihre politischen Interessen durch- 
zusetzen. 


(1) http://www.econoamiesuisse.ch/ 

web/dePDF%20Download%20Files/ 
doss_07_17_Umverteilung.pdf. 
(2) Nicht berücksichtigt sind Firmen, 
das Ausland und die Verschuldung. 
(3) http://www.domainepublic.ch/files/ 
articles/html/2576.shtm - Zahlen von 
2003, wie bei der Studie von econo- 
miesuisse. Zu vermerken gilt, dass 
das Vermögen noch viel ungleich- 
mässiger verteilt ist als das Einkom- 
men: 0,15% der Bevölkerung besitzen 
20% des Vermögens (http://www. 
estv.admin.ch/d/dokumentation/zah- 
len_fakten/dok/vermoegen/verO3.pdf). 
(4) Die Berechnungen beruhen auf ei- 
ner Fiskalquote von 30% wie sie vom 
BFS in der Taschenstatistik von 2007 
berechnet wurde (http://www.bfs.ad- 
min.ch/bfs/portal/de/index/news/pu- 
blikationen.html?publicationID=2795). 
Zu vermerken ist, dass die Schwei- 
zer Fiskalquote durchschnittlich 10% 
tiefer liegt als in den EU-Staaten. 


>>> Sommerakademie und Jahresversammlung von at 


Kritische Beleuchtung der Medien und Pläne für das 


«Manipulierte Manipulatoren ? 
Die Medien als Instrument zur 
Herstellung von Konsens in Zei- 
ten der Globalisierung», so der 
Titel der 4. Sommerakademie 
von attac schweiz, die kürzlich 
in Biel stattgefunden hat. 


Vom Freitag, 7. September bis 
Sonntag, 9. September 2007 wur- 
de die Rolle der Medien in einer 
Reihe von Sessionen beleuchtet: 
Wie produzieren die Medien eine 
öffentliche Meinung? Wie steht 
es mit der Konzentration der Me- 
dien in den Händen grosser Kon- 
zerne ? Wie wirkt sich der zentra- 
le Stellenwert der «vermischten 
Meldungen» aus, was bedeutet 
die reisserische Aufmachung von 
Skandälchen, Unglücksfällen und 
Ähnlichem ? Die Sommeraka- 
demie war also keinem «klassi- 
schen» attac-Ihema gewidmet, 
teils konnten so neue Kreise an- 
gesprochen werden. Im Rahmen 
der Sommerakademie fand auch 
die Jahresversammlung von attac 
schweiz statt. 


Für ein Forum 
zur kritischen 


Medienbeobachtung 


Die 4. Sommerakademie von at- 
tac schweiz wurde organisiert in 
Zusammenarbeit mit der Gewerk- 
schaft comedia und den Zeitungen 
antidot, Wochenzeitung und Le 
Courrier. Am Freitag, 7. Septem- 
ber eröffnete Bruno Clement von 
comedia die Sommerakademie. 
Die Medien tragen heute dazu 
bei, dass wir den Eindruck haben, 
wir könnten uns jederzeit frei 
entscheiden, obwohl in Wahrheit 


Wollen gie 
wirklich neu 


fürmattiert 
werden? 





eine Vereinheitlichung und Verar- 
mung der Gesellschaft festzustel- 
len sei, kritisierte er. Ohne formale 
Zensur werden die Menschen dazu 
gebracht, den desolaten Zustand 
der Welt als naturgegeben anzu- 
schauen. Er rief zu einem breiten 
Zusammenschluss von Medien- 
leuten, AktivistInnen und Inter- 
essierten auf. Sein Vorschlag der 
«Etats generaux» ging in Richtung 
eines kritischen Observatoriums 
oder Forums, in dem sich Kritik an 
den Medien und Gegenentwürfe 
entwickeln könnten. Gleichtags 
sprach Bruno Clementin über 
das französische Magazin La de- 
croissance (etwa : Ausstieg aus 
dem Wachstum), an dem er sich 
in administrativer Funktion betei- 
ligt. Seiner Ansicht nach sind die 
Bedingungen für die Herstellung 
von Monatszeitungen in Frank- 
reich derzeit günstig ; er beklagte, 
dass nicht zahlreiche gleichartige 
Projekte lanciert würden und or- 
tete die Ursachen teilweise im in- 
dividuellen Konsumverhalten der 
Menschen. Gleichzeitig erinner- 
te er daran, dass die Lancierung 
der (damals linken) Tageszeitung 
Liberation in den 1970er Jahren 
nur aus einer starken Bewegung 
heraus möglich war, mit Unter- 
stützung von Persönlichkeiten 
wie Jean-Paul Sartre. Der aktuelle 
Konzentrationsprozess der Medi- 
en unter dem Druck der Kapital- 
verwertung wurde jedoch nur am 
Rande gestreift. 


Demokratiedefizit 


und Rassismus in den 


Medien 


An der öffentlichen Abendver- 
anstaltung vom Freitag hörten 
gegen 200 Personen die Beiträge 
von Ignacio Ramonet, Direktor der 
Zeitung Le Monde diplomatique, 
und von Innocent Naki, kritischer 
Journalist und Schriftsteller. Ra- 
monet sprach über die historische 
Rolle der Medien als «4. Gewalt» 
im Rahmen der bürgerlichen De- 
mokratie. Er stellte fest, dass der 
Anspruch auf Unabhängigkeit der 
Medien immer weniger eingelöst 
wird. Das Wegfallen des Korrek- 
tivs der Medien neben den klas- 


sischen Gewalten - Legislative, 
Exekutive, Judikative - bedeutet 
eine entscheidende Schwächung 
der Demokratie. Ramonet erinner- 
te daran, dass im Zusammenhang 
mit dem Putschversuch gegen 
den venezolanischen Präsidenten 
Chavez am 12. April 2002 die Me- 
dien nicht nur ihren Auftrag der 
Information nicht wahrnahmen, 
sondern sogar eine aktive Rolle 
bei der versuchten Absetzung von 
Chavez spielten. Befragt zur Si- 
tuation der Medien in Frankreich 
legte Ramonet dar, dass die Re- 
daktionen in einigen Fällen über 
eine Sperrminorität verfügen. So 
hat die Redaktion von Le Monde 
vor einiger Zeit die Bestätigung 
von Jean-Marie Colombani als 
Direktor der Zeitung erfolgreich 
verweigert. 


Auf dem gleichen Podium präsen- 
tierte der Publizist Innocent Naki 
seine Recherchen zu diversen, 
medial aufbereiteten «vermisch- 
ten Meldungen» mit rassistischem 
Unterton. Er wies nach, dass bei 
Straftaten die Nationalität der als 
Täter involvierten Personen nur 
genannt wird, wenn es sich um 
ausländische Menschen handelt. 
Diverse Geschichten - Stichwort 
«Weihnachtsverbot an Schweizer 
Schulen» - wurden gar aus dem 
Nichts aufgebauscht, ohne jegli- 
che Überprüfung oder Recherche 
seitens der Medien. Infotainment 
wird immer mehr die Regel, zum 
Schaden der Opfer dieser Art von 
Medienpraxis, während rassisti- 
sches Gedankengut immer mehr 
salonfähig gemacht wird. 


Gratiszeitungen und 
mediale Gegenmacht 


Am Samstag sprachen Nick Lüthi, 
freier Journalist, und Denis Pe- 
rais von der Organisation acri- 
med (action-critique-medias) 
über den Konzentrationsprozess 
im Mediensektor. Lüthi strich die 
Bedeutung der Flut von Gratis- 
zeitungen heraus, welche journa- 
listisch aufbereitete Information 
zum Füllstoff zwischen Werbeflä- 
chen verkommen lässt. Auch die 
Printmedien verändern sich unter 


dem Einfluss der Gratiszeitungen. 
Einen Ansatzpunkt zur Eindäm- 
mung des Problems liegt gemäss 
Lüthi im Problem des Abfalls, den 
die Gratiszeitungen tonnenwei- 
se verursachen, und für den die 
Medienkonzerne zur Verantwor- 
tung gezogen werden sollten. Das 
neue Radio- und Fernsehgesetz 
wertete er als Chance, die Qua- 
lität der Medien zu verbessern, 
wobei offen blieb, ob die formale 
Kontrolle von Instrumenten der 
Qualitätssicherung, wie durch das 
neue Gesetz vorgeschrieben, der 
Forderung nach vielfältigerer und 
gerechterer Information und da- 
mit nach mehr Demokratie Üüber- 
haupt erfüllen kann. 


Denis Perais ging in seinem en- 
gagierten Beitrag auf die Kon- 
zernmacht in der Medienwelt 
Frankreichs ein und berichtete 
insbesondere über die Rolle von 
Grosskonzerzen (Bouygues) oder 
gar Rüstungskonzernen wie Lag- 
ardere und Dassault. Er zeigte auf, 
dass es heute in Frankreich noch 
kaum ein grosses, unabhängiges 
Medium gibt. Die Verflechtun- 
gen gerade mit Rüstungsunter- 
nehmen sind bereits so eng, dass 
etwa der Afghanistan-Einsatz von 
französischen Streitkräften in den 
Medien kaum diskutiert wird. Die 
Organisation acrimed bemüht 
sich um aktive Gegeninformation. 
Ein Teil ihrer Aktivität besteht in 
der Teilnahme an Hunderten von 
grösseren oder kleineren Informa- 
tionsveranstaltungen, auch in ab- 
gelegenen Gegenden Frankreichs. 
acrimed tritt für einen kontrol- 
lierten und bewussten Umgang 
der sozialen Bewegungen mit den 
Medien ein : Wo, wann, unter 
welchen Bedingungen sollen sich 
AktivistInnen auf Medienkontak- 
te einlassen ? Dies gilt es immer 
wieder zu überlegen, will man 
sich einer inhaltlosen, persona- 
lisiertten und entpolitisierenden 
Berichterstattung entziehen. 


Die Medien als Spie- 
gel der Gesellschaft? 


Der Mediensoziologe Olivier 
Voirol und der Journalist Michel 


tac schweiz: 


Schweri (Le Courrier) legten am 
Sonntag Morgen das Problem der 
Zerstörung der Information durch 
die Profitorientierung der Konzer- 
ne dar. Voirol betonte, dass sich 
die soziale Zusammensetzung der 
Redaktionen verändert hat und 
dass es für Menschen aus den 
unteren Schichten noch schwie- 
riger geworden ist, in diesem be- 
ruflichen Umfeld Fuss zu fassen. 
Daher werden auch Sichtweisen 
und Probleme der ärmeren Be- 
völkerungsgruppen in den Medien 
praktisch nicht mehr aufgenom- 
men. Der von den Medien kon- 
struierte Diskurs ist eine Schein- 
realität, die wichtige Bereiche der 
Gesellschaft ausblendet. 


Le Courrier versteht sich als eine 
Tageszeitung, die genau diese LÜ- 
cke füllen will. Dass dies nicht so 
einfach ist, erklärte Michel Schwe- 
rı an Hand eines Dossiers, das er 
über den öffentlichen Dienst in 
Genf verfasste. Er stellte fest, dass 
die Sicht der Beschäftigten letzt- 
lich darin nicht zur Geltung kam. 
Die Beschäftigten selbst konnte er 
nicht zitieren, da diese ihren Job 
riskierten, während ihre Stellver- 
treter, die Gewerkschaften, zuga- 
ben, nicht viel zu sagen zu haben 
zur Vorstellung eines anderen Öf- 
fentlichen Dienstes. Nicht zuletzt 
unterstrich Schweri die chroni- 
schen Überlebensschwierigkeiten 
seiner Zeitung : Die Grenze von 
10 000 AbonnentlInnen, die das 
Weiterbestehen der Zeitung sSi- 
chern würde, ist seit einiger Zeit 
deutlich unterschritten. 


Alternative Medien 
und feministische 


Aktion gegen Werbung 


Am letzten Block vom Sonntag 
Nachmittag sprach Cyrill Pinto, 
Redaktor der im Mai lancierten 
Wochenzeitung antidot. In der 
letzten Nummer, die gerade am 
Freitag davor erschienen war, 
wurde mitgeteilt, dass die Zei- 
tung per sofort eingestellt wird. 
Er verglich die kurze Geschichte 
von antidot mit verschiedenen 
anderen linken Zeitungsprojek- 
ten der letzten Jahrzehnte. Als 


kommende Jahr >>> 


Ursache für die Einstellung von 
antidot nannte er neben diversen 
Gründen wie mangelnde Unter- 
stützung in linken und kritischen 
Kreisen auch die allgemeine 
Schwäche der «widerständigen 
Linken», deren Zeitung antidot 
hätte sein sollen. 


Nach dem Beitrag von Pinto 
sprach Stephanie Apotheloz von 
der Organisation La meute su- 
isse. Nachdem attac schweiz in 
den letzten Jahren vermehrt, für 
gewisse Veranstaltungen sogar 
überwiegend Frauen als Redne- 
rinnen gewinnen konnte, war 
die diesjährige Sommerakademie 
wieder ein Rückschritt in dieser 
Hinsicht. Als einzige Frau auf dem 
Podium brachte Stephanie Apo- 
theloz immerhin einen pointiert 
feministischen Ansatz ein. Sie 
präsentierte die Arbeit ihres Ver- 
eins, der dezidiert gegen sexisti- 
sche Werbung und insbesondere 
gegen Plakate im öffentlichen 
Raum vorgeht (manchmal auch 
nachts, aber hierzu lieferte sie 
keine Details...). Sie zeigte eine 
Reihe von Beispielen aus der La- 
wine von sexistischer Werbung, 
die tagtäglich auf uns niederpras- 
selt. Sie sprach die Wirkung dieser 
destruktiven Werbung insbeson- 
dere auf junge Frauen an. Nach 
mehrjähriger Intervention konnte 
nun mit der Stadt Lausanne eine 
Vereinbarung getroffen werden, 
die die Plakataushanggesellschaf- 
ten dazu verpflichtet, ihre Plaka- 
te im Vorfeld einem Gremium zu 
unterbreiten, das bei sexistischer 
Werbung intervenieren kann. Der 
Beitrag von Stephanie Apotheloz 
löste eine lebhafte Debatte aus. 


Raum für 
Begegnungen 


Allgemein war das Programm so 
gestaltet, dass mit allen Redner- 
Innen Diskussionen möglich wa- 
ren, und diese Möglichkeit wur- 
de auch rege benutzt. Aus Sicht 
der Organisatorinnen ist es an 
der Sommerakademie von attac 
schweiz gelungen, zu einer kol- 
lektiven Reflexion über die Me- 
dien beizutragen, die unser Alltag 


und unsere Sicht der Welt so sehr 
prägen. In Zusammenarbeit mit 
der Generalsekretärin und der 
Kommission Sommerakademie 
von attac schweiz hat die Sekti- 
on attac biel, die die Organisati- 
on der Sommerakademie auch in 
diesem Jahr übernommen hatte, 
eine angenehme Stimmung und 
einen offenen Rahmen für Be- 
gegnungen geschaffen, was von 
den Anwesenden sehr geschätzt 
wurde. 


Positiv fällt auch die Bilanz der 
Zusammenarbeit mit dem Bieler 
Sozialforum aus. Dieses Sozial- 


Jahresversammlung_ 2 


Die Jahresversammlung von at- 
tac schweiz verabschiedete den 
umfangreichen Tätigkeitsbe- 
richt, der nach dem politischen 
Jahr 2006-2007 anfiel: Konvent 
der GATS-freien Zonen, Das 
Andere Davos im Rahmen der 
Kampagne gegen das Weltwirt- 
schaftsforum WEF, Euromär- 
sche gegen den G8-Gipfel in 
Rostock, Steuerkampagne mit 
dem Referendum gegen die 
Unternehmenssteuerreform Il 
und anderes mehr. Neben der 
Diskussion um Jahresrechnung 
und Budget ging es auch um 
die politischen Prioritäten für 
das kommende Jahr. In einer 
Motion wurde festgehalten, 
dass attac weiter schwerpunkt- 
mässig am Thema Steuerpolitik 
arbeiten will, nicht nur im Hin- 
blick auf die Abstimmung über 
die Unternehmenssteuerreform 
Il, die im Februar 2008 ansteht. 
Auch zur Kampagne gegen das 
WEF wurde der Beschluss ge- 
fasst, am Thema dran zu blei- 
ben: Am Samstag, 26. Januar 
2008 soll wieder ein Anderes 
Davos stattfinden, auch will 
sich attac an einer möglichen 
Demonstration gegen das WEF 
beteiligen. Eine weitere Motion 
betraf die Strukturen von attac 
schweiz : Es wurde die Einrich- 
tung eines Übergangssekreta- 
riats beschlossen, das die lau- 


forum wurde erstmals von einer 
Gruppe SchülerInnen organisiert. 
In vielen Workshops wurden 
Themen von Umweltschutz bis 
Revolution angesprochen. Zeit- 
gleich geplant, konnten die bei- 
den Anlässe - Sommerakademie 
und Bieler Sozialforum - eine 
Verbindung finden in Form eines 
gemeinsamen Festes mit Konzert 
am Samstag Abend. Die entstan- 
denen Verbindungen, etwa auch 
das gemeinsame Auftreten an 
einer Pressekonferenz im Vorfeld, 
werden von attac als sehr wertvoll 
empfunden und sollen nach Mög- 
lichkeit weiter gepflegt werden. 


007 von attac schweiz 


fenden Arbeiten begleiten und 
die Strukturen stabilisieren 
soll. Die letzte Motion hatte 
die Unterstützung von attac 
Frankreich zum Inhalt : Die alte 
Leitung unter Jacques Niko- 
noff, dem Zögling von Bernard 
Cassen, musste ja vor einiger 
Zeit infolge eines Skandals um 
Wahlfälschung bei der Neube- 
stellung der Leitungsgremien 
von attac Frankreich zurück- 
treten. Das neue Präsidium von 
attac Frankreich, mit dem sehr 
gute Verbindungen bestehen, 
setzt sich aus einer jungen Ak- 
tivistin von attac campus, Äure- 
lie Trouve, und Jean-Marie Har- 
ribey, Ökonom, zusammen. Nun 
hat diese neue Leitung aber ein 
bedrohliches Finanzloch von 
der alten Führungscrew geerbt. 
attac schweiz hat daher eine 
symbolische Spende von 5000 
Euro zur Unterstützung von 
attac Frankreich beschlossen. 
- Die sehr geschätzte Kassierin 
von attac schweiz, die wesent- 
liche Schritte zum Aufbau einer 
zentralen Buchhaltung geleis- 
tet hat, kündigte ihren baldigen 
Rücktritt wegen Abschluss ih- 
res Studiums an. attac schweiz 
sucht nun eine Person, die sich 
für diese Funktion interessiert. 
Zurzeit handelt es sich um eine 
mit 10% dotierte Stelle. 


>>> Welche 


Wir veröffentlichen hier einen 
Text von Jean-Marie Harri- 
bey, der zusammen mit Aurelie 
Trouve Ende 2006 das Ko-Prä- 
sidium von attac Frankreich 
übernommen hat. Beim vorlie- 
genden Text handelt es sich um 
Harribeys persönlichen Beitrag 
zur Diskussion, die attac Frank- 
reich nach dem Wahlsieg von 
Nicolas Sarkozy eröffnet hat, 
um über die Ursachen und die 
Auswirkungen dieses Ereignis- 
ses und die Aufgaben von attac 
zu diskutieren. Zu dieser Debat- 
te sind bisher etwa 30 schrift- 
liche Beiträge eingegangen, die 
(auf Französisch) auf folgender 
Webseite dokumentiert sind : 
www.france.attac.org/spip.php? 
rubrique1014. Die Diskussion ist 
allgemein für globalisierungsk- 
ritische Zusammenhänge von 
Bedeutung, nicht nur in Frank- 
reich (Red.) 


Am Abend des 6. Mai 2007, an 
dem ein Präsident der französi- 
schen Republik gewählt wurde, 
der stärker mit den Interessen der 
vermögenden Klassen verknüpft 
ist, als wir es jemals erlebt ha- 
ben, sind alle linken Strategien 
gescheitert: 


1. sozialdemokratische Strate- 
gie: beinahe verschwunden 
(auch auf europäischer Ebe- 
ne) ; 

2. sozialliberale Strategie : 
machtlos in Frankreich, selbst 
wenn sie sich dazu hergibt, die 
Transformation des Kapitalis- 
mus zu begleiten ; 

3. antiliberale Strategie : macht- 
los, obwohl sie auf einem 
jüngst erreichten Erfolg zu 
reiten glaubt (Ablehnung des 
Europäischen Verfassungsver- 
trags) 

4. kommunistische und linksext- 
reme Strategien : beinahe ver- 
schwunden. (1) 


Die alten Modelle (1 und 4) sind 
mit der Entstehung des neolibera- 
len Kapitalismus und dem Nieder- 
gang des stalinistischen Sozialis- 
mus auseinander gebrochen. Sie 
führen ihren letzten Kampf und 
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werden nicht wieder auferstehen, 
denn sie entsprechen einer Phase 
des Kapitalismus, die seit einem 
Vierteljahrhundert vergangen ist. 


Die neuen Modelle (2 und 3) stel- 
len sich als Modelle ohne wirk- 
liche Strategie heraus : das eine 
ohne eine deutlich andere Stra- 
tegie als der Wirtschaftslibera- 
lismus, das andere bislang ohne 
erkennbare Strategie auf der für 
dieses Modell relevanten Ebene 
(einer anderen Welt). Es mangelt 
ihnen vor allem deshalb an Stich- 
haltigkeit, weil es nicht gelungen 
ist, soziale Kräfte zu sammeln, die 
ein kohärentes politisches Projekt 
tragen könnten: 


e Das sozialliberale Modell fin- 
det keine andere soziale Basis 
als die, auf die sich auch der 
Neoliberalismus stützt, denn 
beide haben dieselbe mög- 
liche Basis : Kleinbürgertum 
oder höherer Mittelstand, de- 
nen das Finanzbürgertum die 
Möglichkeit einer grenzen- 
losen Bereicherung über die 
Finanzmärkte durch Finanz- 
anlagen und Pensionsfonds 
vorgaukelt. In Frankreich sind 
die Anhänger dieses Modells 
hin und her gerissen zwischen 
der Verschiebung von einem 
sozialen zu einem moralischen 
Diskurs (das „Liebe deinen 
Nächsten” von Royal) und der 
„sanften" Begleitung der Re- 
strukturierung des Kapitalis- 
mus (nach den Vorstellungen 


von attac Frankreich 





Jean-Marie Harribey und Aurelie Trouve, das neue Ko-Präsidium 


von Strauss-Kahn und Gleich- 
gesinnten), aber beide Varian- 
ten haben sich dem „Ende der 
Geschichte" gefügt (der Kapi- 
talismus hat gewonnen). 

e Das antiliberale und/oder für 
eine andere Welt kämpfende 
(2) Modell beruht auf einer 
zerstreuten Basis ohne sozi- 
ologischen Zusammenhalt: 
Schichten, die dem Untergang 
oder der Verarmung geweiht 
sind (die Bauern auf der gan- 
zen Welt, die aus der Lohnar- 
beit Ausgeschlossenen) oder 
Schichten, deren Bewusstsein 
sich auf den Konsum (ohne 
Bezug zu Produktionsverhält- 
nissen) oder die Ökologie (oft 
ohne Bezug zu sozialen Fra- 
gen) konzentriert. Allerdings 
gibt es ein verbindendes posi- 
tives Element : die Idee einer 
gleichberechtigten politischen 
Gemeinschaft (3) und die For- 
derung nach Demokratie. 


Der Antiliberalismus bezieht sich 
vor allem auf die radikale Linke 
in Frankreich, die sich als unfä- 
hig erwiesen hat, den defensiven 
Sieg gegen den Europäischen 
Verfassungsvertrag in eine ge- 
meinsame offensive Dynamik zu 
verwandeln. Auf der theoreti- 
schen und politischen Ebene hat 
der Antiliberalismus unserer Zeit 
zur Verbreitung einer doppelten 
Konfusion beigetragen : zwischen 
Kapitalismus und Liberalismus 
ebenso wie zwischen liberaler po- 
litischer Philosophie und liberaler 
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Wirtschaftsdoktrin. (4) 

Das Modell einer anderen Welt 
betrifft dagegen mehr die grosse 
Vielfalt der sozialen Bewegungen, 
die auf der ganzen Welt die Stim- 
me der Menschen ohne Stimme 
hörbar gemacht haben, und die 
noch auf der Suche nach einer 
kohärenten Strategie sind, um die 
ersten Ideen konkreter Alternati- 
ven zusammenzuführen. 


Beiden Vorgehensweisen, die sich 
überschneiden, ohne ineinander 
aufzugehen, fehlt es an sozialer 
Basis. Allerdings gibt es einen 
wichtigen Unterschied. Die erste 
schleppt eine Vorstellung von ge- 
sellschaftlicher Veränderung mit 
sich, die einem leninistischen Po- 
litikmodell untergeordnet bleibt, 
von dem sie sich nur mit grosser 
Mühe distanziert. Die zweite hat 
kein anderes Erbe als die Kultur 
der Gegenmacht. 


Es ist daher notwendig, folgen- 
de Punkte zu analysieren : |) die 
Kräfteverhältnisse zwischen dem 
Neoliberalismus als ideologischer 
und politischer Strömung, in der 
die Interessen des globalisierten 
Kapitals zum Ausdruck kommen, 
und der Bewegung für eine andere 
Welt als alternative(s) Projektle), 
dem bzw. denen es an einer Stra- 
tegie fehlt ; Il) das Verhältnis der 
Bewegung für eine andere Welt 
zur Politik, insbesondere das Ver- 
hältnis zwischen Macht und Ge- 
genmacht ; Ill) die kurz- und mit- 
telfristigen strategischen Fragen. 


Il. Kräfteverhältnisse 
zwischen dem Neo- 

liberalismus und der 
Bu Online 

andere Welt 


Die Kräfteverhältnisse zwischen 
dem Kapital und den Lohnabhän- 
gigen und auch zwischen dem 
Neoliberalismus und der Bewe- 
gung für eine andere Welt (die- 
se beiden Verhältnisse sind nicht 
vollständig deckungsgleich) wei- 
sen Widersprüche auf : der neoli- 
berale Kapitalismus setzt sich wie 
eine Dampfwalze durch, hat aber 
zugleich Mühe, die Verallgemei- 





nerung der Warenform als legitim 
darzustellen ; die sozialen Be- 
wegungen üben Widerstand aus, 
aber vor allem defensiver Art. Die 
erreichten Siege (in Frankreich 
gegen den Europäischen Verfas- 
sungsvertrag und gegen den CPE 
(5)) führen nicht zu Strategien der 
Rückeroberung von verlorenem 
Terrain. Die Kräfteverhältnisse 
sind deshalb nicht so günstig, wie 
man es in Frankreich nach der Ab- 
lehnung des Verfassungsvertrags 
im Jahr 2005 glauben konnte. Auf 
weltweiter Ebene ist die Situation 
auch nicht stabil. 


Einen ersten Hinweis liefert in 
Frankreich die Auseinanderset- 
zung um den CPE: Die Jungen 
haben diesen Angriff auf das 
Arbeitsrecht zum Scheitern ge- 
bracht, mit der Unterstützung der 
Gewerkschaften und eines Gross- 
teils der Bevölkerung, aber ein 
Jahr danach stimmt eine Mehr- 
heit der Bevölkerung den zukünf- 
tigen Angriffen zu, die zu den 
Plänen von Sarkozy gehören. Dies 
muss vielleicht nicht unbedingt 
als das Resultat eines mangeln- 
den politischen Verständnisses 
angesehen werden, sondern kann 
ein Hinweis auf einen neuen Wi- 
derspruch sein, der in der Eupho- 
rie des Siegs gegen die Regierung 
de Villepin übersehen wurde : Die 
Jungen lehnten nicht in erster Li- 
nie das gesamte neoliberale Mo- 
dell ab, sondern die Gefahr ihres 
eigenen sozialen Abstiegs. 


Eine genauere Analyse der Ab- 
lehnnung des Europäischen Ver- 
fassungsvertrags ist heute eben- 


falls möglich. Das Gewicht einer 
grundsätzlichen Ablehnung Eu- 
ropas, eng verbunden mit dem 
rechten Nein zu diesem Vertrag, 
ist gross. Und die Hoffnung auf 
ein anderes Europa, die stark mit 
dem linken Nein verbunden war, 
ist aus mindestens zwei Grün- 
den verflogen : die Unfähigkeit 
der antiliberalen Politiker, sich 
zusammenzuschliessen, und die 
nützliche Wahl (vote utile), um 
eine Neuauflage des 21. April 
2002 zu verhindern. (6) Letzt- 
lich hat sich das Ja zum Verfas- 
sungsvertrag (auf der Grundlage 
des Respekts vor dem Markt) als 
weitaus homogener erwiesen als 
das Nein, denn dieses war doppelt 
gespalten : zwischen dem rechten 
und dem linken Nein ebenso wie 
innerhalb des linken Neins, das 
durch die politischen Kräfte, die 
es zu vertreten beanspruchten, 
auseinander dividiert wurde, be- 
vor die Diskussion über die Option 
zu Gunsten der Souveränität der 
Nationalstaaten oder für ein po- 
litisches Europa vertieft werden 
konnte. 


Vorschlag zur Überwindung der 
zweiten Spaltung : das Risiko 
eingehen, die Option zu Gunsten 
eines politischen Europas eindeu- 
tig auszusprechen und die Dis- 
kussion darüber in der Bewegung 
für eine andere Welt und in attac 
zu lancieren. Die Diskussion mit 
den anderen attac Europas muss 
uns helfen, denn wir dürfen nicht 
davon ausgehen, in jeder Hinsicht 
Recht zu haben. 


Nach den Präsidentschaftswah- 


len dominierte folgender Diskurs : 
Endlich wird Frankreich normal 
und stellt eine Konsens orien- 
tierte Sozialdemokratie einem 
freundlichen Liberalismus gegen- 
über, denn diese Konstellation er- 
scheint als die einzig mögliche in 
einer modernen Demokratie. Soll- 
te das wahr sein, dann stünde es 
sehr schlecht um den Widerstand 
gegen den Neoliberalismus. 


Doch diese Beschreibung ent- 
hält einen bedeutenden Fehler: 
was hier als „Sozialdemokratie" 
bezeichnet wird, ist der Sozialli- 
beralismus, denn die Sozialdemo- 
kratie hat sich in ihrer Geschichte 
als Projekt zur Überwindung des 
Kapitalismus durch Reformen 
gesehen. Diese Perspektive fehlt 
dem sozialliberalen Projekt voll- 
ständig : Es betont, dass „der Ka- 
pitalismus gewonnen hat" (und 
zwar definitiv), und stützt diese 
Behauptung theoretisch auf die 
Verwechslung von Kapitalismus 
und Markt. (7) Die Sozialistische 
Partei verwandelt sich durch die 
Annäherung ans Zentrum nicht in 
eine Sozialdemokratie, sondern in 
einen Sozialliberalismus. 


Die Sozialdemokratie bezieht sich 
auf ein historisches Modell, bei 
dem das Kräfteverhältnis zwi- 
schen Kapital/Arbeit viel weniger 
günstig für das Kapital war als 
heute und es (je nach Land unter- 
schiedliche) enge Verbindungen 
zwischen den Gewerkschaften 
und den Parteien gab, welche die 
Lohnabhängigen zu vertreten be- 
anspruchten. Dieses Modell hat in 
Frankreich niemals wirklich exis- 
tiert, höchstens in abgeänderter 
Form (zentrale Rolle des Staates), 
und es ist überall dort in Europa 
zusammengebrochen, wo es frü- 
her existierte. 


Auf der anderen Seite haben wir 
es nicht mit einem freundlichen 
Liberalismus zu tun, denn er 
versucht alle sozialen Regulie- 
rungen abzuschaffen, die in der 
Vergangenheit vorübergehend 
akzeptable Kompromisse abge- 
sichert haben. Den Kompromiss 
mit den Lohnabhängigen ersetzt 


das Finanzbürgertum (das heute 
globale Züge annimmt und daher 
auf einen Kompromiss mit den 
europäischen Lohnabhängigen 
verzichten kann) durch ein Bünd- 
nis mit den Spitzenmanagern und 
mit den obersten Schichten der 
Lohnabhängigen. (8) Der Wider- 
spruch dieses Bündnisses liegt 
darin, dass es sich um eine sehr 
schmale Basis handelt. Aber es 
funktioniert politisch, weil ihm 
zurzeit keine soziale Basis ge- 
genübersteht, und ideologisch 
dank einer bisher unerreichten 
Kontrolle und Konzentration der 
Medien. Sarkozys Erfolg beruht 
wahrscheinlich darauf, dass er 
(vorübergehend ?) einen „ideolo- 
gischen Block” gefestigt hat, der 
von den vermögenden Klassen der 
Bourgeoisie bis zu den ärmsten 
Schichten der Lohnabhängigen 
reicht, und der die erwerbstäti- 
gen Lohnabhängigen gegen die 
erwerbslosen Lohnabhängigen 
ausspielt. (9) 


Die Beschreibung einer „Norma- 
lisierung“ Frankreichs mit einem 
Konsens orientierten Modell, das 
auch anderswo vorherrscht, sollte 
dennoch nicht als ganz falsch be- 
trachtet werden, denn das Gravi- 
tationszentrum der Kämpfe liegt 
heute vielleicht nicht mehr im 
Norden des Planeten. Im Norden 
muss berücksichtigt werden, dass 
die Entwicklung des Kapitalismus 
zwei widersprüchliche Phänome- 
ne hervorgebracht hat : die Verar- 
mung der schwächsten Schichten 
der Lohnabhängigen (denen es 
natürlich an Eigentum fehlt, aber 
auch an kulturellen Mitteln, wo- 
durch sie in der gegenwärtigen 
Globalisierung eine extrem fragile 
Position einnehmen) und zugleich 
die Integration der obersten Teile 
der Lohnabhängigen in einen ho- 
hen materiellen Lebensstandard ; 
diese integrierten Lohnabhängi- 
gen dienen als Vorbilder, mit de- 
nen sich die weniger gut gestell- 
ten Lohnabhängigen identifizieren 
können. Der globalisierte Kapita- 
lismus, der einen immer grösse- 
ren Teil der Weltbevölkerung zur 
Lohnarbeit zwingt, stützt sich auf 
die Konkurrenz zwischen allen Ar- 
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beitskräften, aber deswegen muss 
er auch Klassenbündnisse bilden, 
die auf einem Mythos beruhen : 
die Wiederherstellung von Ruhe 
und Ordnung. Das funktioniert 
umso besser, je mehr die Ängste 
und Sorgen gefördert und zuge- 
spitzt werden, und je mehr die 
kriegerische Politik den Aufstieg 
von Fundamentalismus und Ter- 
rorismus begünstigt. 


Dies führt zu einer grundlegenden 
strategischen Ausrichtung : Wir 
müssen uns als Teil einer grossen 
internationalen Bewegungssehen ; 
die Entwicklung internationaler 
Solidaritäten ist eine notwendige 
Bedingung für Alternativen zum 
neoliberalen Kapitalismus. Der 
Einsatz für das Arbeitsrecht, wo 
es nicht existiert, und für soziale 
Schutzmechanismen auf der gan- 
zen Welt sind wichtige Elemente 
im Kampf gegen die Ausbreitung 
der Warenwelt. 


II. Das Verhältnis zur 
Politik 
zwischen Macht und 


- Verbindung 


Gegenmacht 


Im Grunde ist unsere Unsicher- 
heit betreffend die Strategie mit 
der Frage verknüpft, die uns seit 
der Gründung von attac verfolgt, 
an der wir uns immer wieder die 
Zähne ausbeissen : das Verhältnis 
zur Macht, zur Ergreifung und 
Ausübung von Macht. 


Diese Frage ist in der politischen 
Geschichte nicht neu, denn sie 
stellte einen der 


wichtigsten, 





wenn nicht den zentralen Grund 
dar, der zu Brüchen, Spaltungen 
und neuen Bündnissen in der Ge- 
schichte der Arbeiterbewegung 
geführt hat. Sie ist heute umso 
wichtiger, als die Bewegung für 
eine andere Welt etwas aus den 
gescheiterten Revolutionen des 
20. Jahrhunderts lernen muss. 


Die Bewegung für eine ande- 
re Welt, und insbesondere attac 
Frankreich, begründet ihre Hal- 
tung, sich nicht am politischen 
Wettbewerb zu beteiligen, vor 
allem dadurch, dass sie sich als 
Gegenmacht versteht. Die Macht 
den Parteien, die Gegenmacht in 
den Händen der Zivilgesellschaft. 
Diese Idee, nach der sich die Be- 
wegung für eine andere Welt 
nicht mit der Macht beschäftigt 
(beschäftigen soll), sondern ihre 
Aufgabe in der Entwicklung von 
Gegenmächten sieht, ist in der 
Bewegung stark verbreitet. 


Lässt sich diese Gegenüberstel- 
lung rechtfertigen, führt sie nicht 
zwangsläufig zur Wiederholung 
früherer Misserfolge ? Steht sie 
nicht im Widerspruch zur Idee der 
Demokratie selbst, d.h. der Macht 
des Volkes ? Was würde die Tatsa- 
che bedeuten, dass sich das Volk 
nur in der Form von Gegenmäch- 
ten organisiert und damit kei- 
ne eigenen Machtorgane haben 
kann, oder zumindest dauerhaft 
diejenigen kontrollieren kann, 
die die Macht ausüben ? Muss 
nicht zwischen der Existenz von 
Vereinen (wie attac), die sich als 
Gegenmächte sehen, und der Vor- 
stellung, dass die Bürger Macht 
innehaben können, unterschieden 
werden ? 


Diese Herangehensweise beruht 
auf einer langen Tradition. Das 
gilt insbesondere für Frankreich, 
wo die Gewerkschaften sich 1906 
in der Charte d’Amiens gegenüber 
den politischen Parteien als auto- 
nom erklärt haben, und für eine 
der gewerkschaftlichen Strömun- 
gen (den Anarchosyndikalismus), 
die sich als fähig betrachtetle), 
ganz allein die gesamte Gesell- 
schaft zu verändern. 
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Diese Frage muss heute aber neu 
diskutiert werden. Denn das leni- 
nistische Modell der Veränderung 
der Gesellschaft ist gescheitert, 
das sozialdemokratische eben- 
falls (diese beiden Modelle waren 
zentralistisch gedacht), aber auch 
die stärker Basis orientierte und 
dezentralisierte Herangehenswei- 
se (von einem Modell kann hier 
nicht die Rede sein, weil diese 
Herangehensweise nie wirklich 
an die Macht führte). 


attac muss bereit sein, eine Dis- 
kussion über diese grundlegende 
Frage zu führen. Die kommunis- 
tische Bewegung des 20. Jahr- 
hunderts ist gescheitert, weil sie 
dachte, die Lösung der politischen 
Frage einer Avantgarde anver- 
trauen zu können. Die Bewegung 
für eine andere Welt droht zu 
scheitern, weil sie den Kopf in 
den Sand steckt und der Frage 
aus dem Weg geht : Wer führt die 
Geschäfte der Gemeinschaft, und 
wie werden diese geführt ? 


Wir sind deshalb mit der Notwen- 
digkeit konfrontiert, eine neue 
Verbindung zwischen den Räu- 
men der sozialen Konfrontation, 
den Räumen des Klassenkampfs 
und den verschiedenen organi- 
satorischen Strukturen, die in 
diesen Räumen intervenieren, ZU 
erfinden : 


e \/erbindung zwischen Gewerk- 
schafts- und Vereinstätigkeit ; 
die Verbindung von sozialen 
Forderungen und ökologischen 
Fragen ist ein Beispiel dafür ; 


e \erbindung zwischen sozialer 
Mobilisierung und politischen 
Antworten. 


Die Diskussion überlagert sich 
natürlich mit der Frage nach dem 
Verhältnis zwischen repräsen- 
tativer und direkter Demokratie. 
Dieses Verhältnis darf nicht auf 
eine Art Relais zwischen den Ge- 
genmächten und der Macht redu- 
ziert werden, wie es die proble- 
matische Formel „politische Ver- 
längerung der sozialen Kämpfe" 
suggeriert (10), weil es sich doch 


um eine Übersetzung, um einen 
politischen Ausdruck der Kämp- 
fe handeln sollte. Der Begriff der 
„politischen Verlängerung‘ ist zu 
vermeiden, weil sonst die Vorstel- 
lung mitschwingt, dass die soziale 
Aktivität dort aufhört, wo die po- 
litische Aktion beginnt, wodurch 
eine Arbeitsteilung gefestigt wird, 
die sich in der Geschichte als ste- 
ril erwiesen hat. In Frankreich 
sprechen die Sozialistische Partei, 
die Kommunistische Partei, die 
Grünen und die Kommunistisch- 
revolutionäre Liga (LCR) von Ver- 
längerung und hoffen natürlich, 
in dieser Hinsicht das passende 
Angebot zu präsentieren. 


Allerdings ist es notwendig, po- 
litische Antworten auf die poli- 
tischen Fragen zu bieten, welche 
die soziale Bewegung aufwirft. 
Wir hatten klare und glaubwürdi- 
ge inhaltliche Antworten, die mit 
der Zeit in der öffentlichen Dis- 
kussion Fuss gefasst haben. Aber 
wir haben bei der Strategie ver- 
loren, sowohl im gewerkschaft- 
lichen (Unfähigkeit einmal zum 
Generalstreik aufzurufen) wie 
auch im politischen Bereich (Zö- 
gern und Eiertänze der linken Par- 
teien, die durch die Rentenfrage 
in Verlegenheit gerieten). Und die 
Strategie, das ist nichts weniger 
als die Definition des politischen 
Kampfs. Was hat uns gefehlt, um 
die Ablehnung des Europäischen 
Verfassungsvertrags in ein positi- 
ves Projekt für ein anderes Europa 
zu verwandeln ? Die Strategie. 


Anders gesagt, es stellen sich 
zwei politische Fragen : Erstens, 
auf welcher sozialen Basis lässt 
sich ein Projekt entwickeln (sie- 
he oben, Teil I), und zweitens, 
wie lassen sich die Politik und 
die Demokratie neu erfinden, das 
heisst : wie sollen wir die Macht 
denken ? 


Damit sind wir aber weit von der 
einfachen, allzu einfachen Idee 
entfernt: Wenden wir uns an 
unsere Abgeordneten. Natürlich 
müssen wir sie ansprechen, aber 
die Politik neu zu erfinden, das ist 
etwas anderes. Wir sollten keine 


Angst vor dem Politischen haben, 
weil es sich um den Raum der 
Macht handelt. Wenn wir an die 
Fähigkeit der Menschen glauben, 
ihr Schicksal zu beherrschen, dann 
bedeutet die Neuerfindung der 
Politik, neue Räume und Instru- 
mente der Macht zu entwickeln. 
Die historischen Erfahrungen, 
auf die wir uns beziehen können, 
beweisen Folgendes : Wenn die 
Lohnabhängigen tatsächliche, 
selbst verwaltete Machtinstru- 
mente ins Leben rufen, befinden 
diese sich nicht mehr auf der Sei- 
te der Gegenmacht, sondern der 
Macht ; was die Gewerkschaften 
angeht, sie bleiben Instrumente 
der Gegenmacht (und sie müssen 
es bleiben), selbst wenn die Lohn- 
abhängigen eigene Machtinstru- 
mente geschaffen haben. 


Die direkte demokratische Partizi- 
pation ist ein viel versprechender 
Weg, sofern sie in dieser Perspek- 
tive der Selbstverwaltung (11) 
entwickelt wird, die das Beste 
darstellt, was die ganze Arbeiter- 
geschichte an getesteten Poten- 
zialen zu bieten hat. (12) 


Was ist letztlich das 
Verhältnis zur Poli- 
tik 2 


e \Wir müssen nach den Miss- 
erfolgen des 20. Jahrhunderts 
einsehen, dass die Demokratie 
auf zwei Beinen gehen muss: 
sowohl direkte Demokratie als 
auch repräsentative Demo- 
kratie mit einer permanent 
kontrollierten Delegation von 
Macht. Die Delegation von 
Macht ist nur unter dieser Be- 
dingung zu akzeptieren. Und 
die Kontrolle ist nur möglich, 
wenn das Vorurteil abgelegt 
wird, die Macht sei schlecht 
und die Politik ebenso. „Die 
Politik ist ein Gemeinschafts- 
gut." 


e \Nir müssen zu unserer thema- 
tischen Querschnittfunktion 
stehen, die zwar nicht einfach 
umzusetzen ist, aber die einzi- 
ge Garantie darstellt, um das 
Hauptziel nicht aus den Augen 





zu verlieren : eine solidarische 
Welt zu entwickeln. Je mehr 
wir Themen übergreifend und 
kohärent arbeiten, desto poli- 
tischer werden wir. Müssen wir 
uns mit allem beschäftigen ? 
Nein, aber wir müssen die The- 
men, die wir auswählen, mit 
den anderen verbinden. Ein 
Ansatzpunkt könnte die Er- 
werbstätigkeit sein, die Preka- 
risierung, der Sinn und Zweck 
der Arbeit, und in der Folge 
davon die Ziele der Produktion 
mit dem doppelten Anspruch, 
grundlegende Bedürfnisse zu 
befriedigen und den Planeten 
zu schonen. 


e \Nirmüssen uns in der Kontinu- 
ıität einer sozialen Geschichte 
sehen und unseren Platz unter 
all den Strukturen der sozia- 
len Bewegungen und Vereine 
sehen, darunter die Gewerk- 
schaften. Die Gewerkschaften 
sind das, was die Lohnabhän- 
gigen daraus machen. Sie sind 
von gesellschaftlichen Wi- 
dersprüchen durchzogen und 
werden sich nur in die Rich- 
tung einer Berücksichtigung 
der neuen Bedürfnisse entwi- 
ckeln, wenn sie in dem Sinne 
positiv herausgefordert wer- 
den. Insbesondere attac darf 
sich nicht isolieren mit dem 
Ziel, die Partei der Parteilosen 
zu werden, die Gewerkschaft 
der Gewerkschaftslosen, usw. 


Diese Grundsätze können Ent- 
scheide erleichtern, wenn rasch 
entschieden werden muss, wie 
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zum Beispiel zwischen den zwei 
Gängen der französischen Prä- 


sidentschaftswahl 2007. Zwei 
Gefahren, die einander gegen- 
überstehen, sind zu vermeiden : 
ein parteipolitisches Engagement, 
das das Wesen von attac verän- 
dern würde, und eine unpolitische 
Haltung, bei der es sich um die 
„Kinderkrankheit" der Bewegung 
für eine andere Welt handeln 
würde. Das sehr schwierige Un- 
terfangen zielt darauf ab, unsere 
Aktion zu politisieren, ohne eine 
Partei zu sein. 


Ill. 
mittelfristigen stra- 


Die kurz- und 


tegischen Fragen 


Die Bewegung für eine ande- 
re Welt hat in den letzten zehn 
Jahren eine zentrale Idee hervor- 
gebracht : die Regulierung der 
globalen Welt darf nicht auf der 
Vorherrschaft des Marktes beru- 
hen, das heisst, um Klartext zu 
reden, auf dem Gesetz des Pro- 
fits, dessen Instrument heute die 
vollständige Bewegungsfreiheit 
des Kapitals ist; sie muss sich 
Stattdessen auf die menschlichen 
Grundrechte stützen : 


Frieden ; 

Demokratie ; 

Befriedigung der wesentlichen 
Bedürfnisse, insbesondere : Er- 
nährung, Unterkunft, Gesund- 
heit, Bildung ; 

e Schutz der Gemeinschaftsgü- 
ter : Klima, Luft, Wasser, Erde, 
Lebensquellen, Wissen. 


Es ist kein Zufall, dass die Bewe- 
gung für eine andere Welt an al- 
len diesen Fronten kämpft. 


Wir müssen uns allerdings be- 
wusst sein, dass die Betonung 
und die Priorität der Grundrechte 
die Gefahr mit sich bringen kön- 
nen, die Aktion vom politischen 
auf das moralische Terrain zu 
verlagern. Ein auf Grund seines 
Scheiterns viel sagendes Beispiel 
dafür haben wir mit dem Pacte 
Hulot (13), der das ökologische 
Bewusstsein auf die moralische 
Ebene verschoben hat, weil über- 
haupt nicht mehr die Rede von 
den Kräfteverhältnissen in der 
Gesellschaft ist, welche die Le- 
bensweisen beeinflussen ; die 
Aktion zielt deshalb beinahe aus- 
schliesslich auf das individuelle 
Verhalten ab: Wir sollen eine 
„gute Tat" vollbringen, damit un- 
sere Kinder (und alle Lebewesen) 
in der Zukunft in einer intakten 
Natur leben können. 


Diese Verschiebung, die man auf 
verschiedenen Ebenen finden 
kann, passt perfekt zur indivi- 
dualistischen Ideologie, die mit 
dem neoliberalen Kapitalismus 
triumphiert. Im besten Fall wird 
die Veränderung der Gesellschaft 
dem Einzelnen aufgebürdet. 


Dies zu kritisieren, heisst nicht zu 
bestreiten, dass sich die politische 
Aktion auf ein Bündel von ethi- 
schen Werten und auf die Über- 
zeugung stützt, dass die Men- 
schen anders „zusammen leben" 
können, ohne sich umzubringen 
und auszubeuten. 


Hier haben wir eine erste strate- 
gische Frage, die kompliziert ist, 
weil sie die Entwicklung von ko- 
härenten Verbindungen zwischen 
globalen/lokalen und kollektiven/ 
individuellen Aktionen erfordert. 


Der Kampf um die Ideen erscheint 
hier von zentraler Bedeutung. In 
dem Bereich geht es darum, sich 
das kulturelle Erbe der Geschichte 
der sozialen Befreiung wieder an- 
zueignen. Dies ist eine der ersten 
Aufgaben der Volksbildung oder 


>>> 


Sensibilisierung der Bevölkerung, 
weit mehr als nur eine „Erinne- 
rungsverpflichtung‘. 


Die Instrumentalisierung des „Ar- 
beitswerts” durch die Neokonser- 
vativen ist ein viel sagendes Bei- 
spiel. Die Ideen, die den Neokon- 
servativen dies ermöglicht haben, 
sind bis in die Reihen der Protest- 
bewegungen vorgedrungen : das 
Ende der Arbeit, die scheinbar 
zwangsläufig produktivistische 
Vollbeschäftigung, die Arbeit sei 
nicht mehr die Quelle der wirt- 
schaftlichen Wertschöpfung 
(neuralgischer Punkt : die Libe- 
ralen haben seit jeher behauptet, 
die Arbeit sei nicht die Quelle der 
Wertschöpfung), diescheinbar nur 
vom Wirtschaftswachstum, nicht 
aber von der Verteilung der Pro- 
duktivitätsgewinne (Arbeitszeit, 
Einkommensungleichheit) abhän- 
gige Schaffung von Arbeitsplät- 
zen - alles irreführende Themen 
mit verheerender Auswirkung. 


Es geht deshalb darum, die 
Grundsätze der Kritik des Kapi- 
talismus (der durch das Kapital 
ausgebeuteten Arbeit) wieder von 
neuem aufzugreifen, ohne den 
Stalinismus zu übernehmen, und 
dabei die ökologische Dimension 
zu berücksichtigen. Es gibt theo- 
retische Arbeiten zur Verbindung 
von Antikapitalismus und Markt- 
nutzung. Diese heterodoxen Ideen 
müssen und können der grösst- 
möglichen Zahl von Menschen 
zugänglich gemacht werden. 


Dann können wir die Befreiung 
der Arbeit und deren Sinn und 
Zweck, das heisst die Ziele der 
Produktion, miteinander verbin- 
den. Die Ware zurückzudrängen 
bedeutet, die Produktionsverhält- 
nisse und die Produktion selbst 
zu verändern. (14) Darum geht 
es bei einer makro-Ökonomischen 
Regulierung (Produktionsziele, 
Arbeitsproduktivität und Ein- 
kommensverteilung), die mit ei- 
ner langfristigen Perspektive der 
nachhaltigen Entwicklung verein- 
bar ist und ein Programm der Ar- 
beitszeitverkürzung, der sozialen 
Sicherung, der nicht warenförmi- 


gen Produktion, der öffentlichen 
Dienste, der Qualität der Produk- 
tion, der erneuerbaren Energi- 
en, der globalen Steuern für ge- 
meinsame Güter, der progressiven 
Steuerpolitik, usw. ermöglicht. 


Damit die Bewegung für eine an- 
dere Welt wieder neuen Schwung 
gewinnt, müssen wir da nicht 
über zwei oder drei einfache Vor- 
schläge nachdenken, die auf der 
ganzen Welt verbreitet werden 
können und die oben formu- 
lierten Anforderungen auf eine 
Art zusammenfassen, die sie als 
Grundrechte darstellt ? 


e globale Steuern für den Schutz 
oder die Herstellung von Ge- 
meinschaftsgütern (diese 
Steuern können auf Finanz- 
geschäfte erhoben werden, 
auf Kohlenstoff, oder als Be- 
steuerung des Kapitals und der 
Konzerngewinne) ; 


e Entwicklung eines weltweiten 
Ökologie-Plans (insbesondere 
eines Klima-Plans) unter Füh- 
rung der UNO ; 


e unverzügliche Anwendung al- 
ler Vereinbarungen der ILO. 


attac Ist ausgehend von der Idee 
einer „lobin-Steuer" auf Devi- 
sengeschäfte entstanden. Warum 
nicht die Idee einer Steuer zur Fi- 
nanzierung der Gemeinschaftsgü- 
ter der Menschheit lancieren, die 
nach „Chico Mendes" oder einem 
anderen Namen benannt werden 
könnte, der für den Kampf der 
„ohne" (les sans) (15) steht ? 


Welche Mittel sind (wieder) ein- 
zusetzen, um diese Grundsätze 
umzusetzen ? 


e die Sozialforen auf kontinen- 
taler und Weltebene wieder zu 
einer Priorität machen ; 


e die Partnerschaften der Lokal- 
gruppen von attac Frankreich 
mit den Strukturen von attac 
in Europa und auf der ganzen 
Welt, sowie mit den Bewegun- 
gen für eine andere Welt im 
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Süden weiter entwickeln, aus- 
gehend von konkreten Themen, 
mit denen sich die einen und 
die anderen beschäftigen ; 


e Räume und Momente schaf- 
fen, die einen Rahmen für 
gemeinsame Mobilisierungen 
der sozialen Bewegungen und 
Vereine bieten. 


Die jüngste Zeit hat gezeigt, dass 
die Parteien nicht bereit sind, ihre 
Organisationen für die Einheit der 
Protestbewegungen zu opfern. 
Haben wir nicht diese Verantwor- 
tung bei den sozialen Bewegun- 
gen und Vereinen ? 


Wir müssen nicht nur die mate- 
riellen, sozialen und ökologischen 
Schäden des neoliberalen Kapita- 
lismus bekämpfen, sondern auch 
der ideologischen Dimension 
seiner Strategie etwas entge- 
gensetzen : die Armen zur Kasse 
beten (Sparpolitik im Norden und 
strukturelle Anpassung im Sü- 
den) und sie dazu bringen, dies 
zu akzeptieren, indem dieses Op- 
fer verklärt wird. Die Aufgabe der 
Sensibilisierung der Bevölkerung 
liegt darin, dieser Verklärung ein 
Ende zu setzen. 


Jean-Marie Harribey 


Übersetzung aus dem Französi- 
schen: Peter Streckeisen 


(1) Das „Verschwinden”" solcher Strate- 
gien bedeutet (noch) nicht unbedingt, 
dass die Organisationen, die sich auf 
diese berufen, verschwinden. Die Or- 
ganisationen können weiter bestehen, 
obwohl sie ihre Strategien eingebüsst 
haben. Ein Beispiel vollständigen Ver- 
schwindens wäre die italienische Kom- 
munistische Partei. 

(2) Anm. d. Übersetzers : altermondi- 
aliste im Original, das lässt sich kaum 
wortwörtlich übersetzen. In der Folge 
wird die Formulierung „für eine andere 
Welt” verwendet. 

(3) Anm. d. Übersetzers : citoyennete im 
Original, soll sicherlich nicht im traditi- 
onellen Sinne der offiziellen Staatsbür- 
gerschaft verstanden werden. 

(4) Siehe dazu Attac, Le Petit Alter, Dic- 
tionnaire altermondialiste, Paris, Mille 
et une nuits, 2006, sowie J.M. Harribey, 
La demence senile du capital, Fragments 
d’economie critique, Begles, Ed. du Pas- 
sant, 2004. 


(5) Contrat Premiere Embauche : eine 
Gesetzesvorlage der Regierung de Vill- 
epin, mit der die Beschäftigung der 
jungen Lohnabhängigen flexibilisiert 
werden sollte. 

(6) 2002 erreichte J-M. Le Pen (Front 
National) in der ersten Runde der fran- 
zösischen Präsidentschaftswahl den 
zweiten Rang und konnte daraufhin 
zur Stichwahl gegen J. Chirac antreten. 
Die nützliche Wahl (vote utile) bestand 
2007 nun daraus, S. Royal von der So- 
zialistischen Partei zu wählen, um die 
Wiederholung dieses Szenarios zu ver- 
hindern (Red.) 

(7) Zur Unterscheidung zwischen Kapi- 
talismus und Markt, siehe Le Petit Alter, 
sowie J.M. Harribey, La demence senile 
du capital. 

(8) Siehe dazu G. Dumenil, D. Levy, Eco- 
nomie marxiste du capitalisme, Paris, La 
Decouverte, 2003. 

(9) In der Zeit von Reagan hat es die 
amerikanische konservative Rechte be- 
reits geschafft, den Mittelstand davon 
zu überzeugen, dass er zu viel für die 
Armen bezahlt (cf. die Beschreibung von 
S. Halimi in Le grand bond en arriere. 
Comment l'ordre liberal s'’est impose au 
monde, Paris, Fayard, 2004). 

(10) Anm. d. Übersetzers : debouche 
politique des luttes sociales im Original, 
das hiesse wörtlich etwa : politische(r) 
Absatzmarkt, Einmündung oder Durch- 
[Abfluss der sozialen Kämpfe. 

(11) Siehe dazu T. Coutrot, Democratie 
contre capitalisme, Paris, La Dispute, 
2005 

(12) Die Frage des Verhältnisses zwi- 
schen kollektiver Verwaltung und Markt 
wird hier ausgelassen, obwohl sie mit 
den Herausforderungen verbunden ist, 
die mit einer Selbstverwaltungsperspek- 
tive einhergehen. 

(13) Es handelt sich um einen Plan der 
Stiftung N. Hulot, der der Regierung und 
den Parlamentsabgeordneten zur Unter- 
zeichnung vorgelegt wurde. Siehe die 
Internetseite : http://www.fondation- 
nicolas-hulot.org/ (Red.) 

(14) Siehe dazu Attac, Le Petit Alter, 
sowie Manifeste altermondialiste, Paris, 
Mille et une nuits, 2006. 

(15) Anm. d. Übersetzers : les sans im 
Original bezeichnet alle Menschen ohne 
Arbeit, ohne Eigentum, ohne Land, ohne 
Wohnung, ohne Rechte 





